
Die nationale Mission der Deutschen Demokratischen Republik wurde 
bestätigt

In der großen Volksaussprache brachten die Bürger ihren berechtigten 
Stolz darüber zum Ausdruck, daß die neue, sozialistische Verfassung 
die Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung der DDR 
gegenüber der volksfeindlichen und reaktionären Ordnung in West­
deutschland noch nachdrücklicher unterstreicht.

In der Tat ist die demokratische Prüfung des vorgelegten Ver­
fassungsentwurfes durch das werktätige Volk wie auch der Entwurf 
selbst ein überzeugender Beweis dafür, wie sehr sich das sozialistische 
Gesellschaftssystem von der imperialistischen Ordnung in Westdeutsch­
land abhebt. Während in Westdeutschland im Gegensatz zum Text des 
Grundgesetzes die Macht in den Händen der großen Monopole liegt, 
hat die Ausarbeitung und Prüfung der sozialistischen Verfassung in 
der DDR bewiesen, daß hier die werktätigen Klassen und Schichten 
von ihrem verbürgten Recht Gebrauch machen, die politische Macht 
auszuüben. In den zahlreichen Versammlungen und Aussprachen, wie 
auch in vielen schriftlichen Stellungnahmen an die Verfassungskom­
mission unterstützen die Bürger ausdrücklich die in der Verfassung 
enthaltenen Grundsätze über die nationale Politik der DDR. Sie for­
derten von der westdeutschen Regierung, endlich die Revanchepolitik 
und die aggressive Alleinvertretungsanmaßung zu beenden. Diese Po­
litik ist gegenwärtig das Haupthindernis für die europäische Sicherheit. 
Sie ist die Ursache für die Spannungen in Deutschland und in Europa. 
Die Einstellung dieser Politik würde nicht nur dem friedlichen Neben­
einander beider deutscher Staaten, sondern dem europäischen Frieden 
überhaupt dienen.

Die Bürger der DDR verlangten von der westdeutschen Regie­
rung mit allem Nachdruck, endlich auf die Vorschläge der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Herstellung und Pflege normaler Be­
ziehungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zwischen den 
beiden deutschen Staaten einzugehen und dem Abschluß eines Vertra­
ges über Gewaltverzicht mit der DDR zuzustimmen. Die Regierung 
Kiesinger/Strauß wurde aufgefordert, ihren Widerstand gegen den Ver­
trag über die Nichtweitergabe von Kernwaffen sofort einzustellen. Wer 
diesen Vorschlägen ausweicht, wer hingegen von der Eroberung der 
DDR träumt und sie vorbereitet, der handelt im Widerspruch zu den 
Interessen der Nation. 11
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